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Gericht 

Verwaltungsgerichtshof 

Entscheidungsdatum 

25.04.2002 

Geschäftszahl 

2001/07/0040 

Rechtssatz 

Die Nichtwahrnehmung der Unzuständigkeit der Erstbehörde durch die belBeh, welche in erster Instanz unter 
Berufung auf § 73 AVG in Erledigung dieser Anträge die wasserrechtliche Bewilligung erteilte, belastet den 
angefochtenen Bescheid mit Rechtswidrigkeit seines Inhaltes, da der angefochtene Bescheid mangels Übergang 
der Entscheidungspflicht von einer unzuständigen Behörde erlassen wurde. Die belBeh hätte diese 
Unzuständigkeit der Behörde erster Instanz wahrnehmen und den Erstbescheid beheben müssen. Dadurch, dass 
sie das in Verkennung der Rechtslage nicht getan hat, sondern über die Berufung meritorisch entschied, belastete 
sie aber ihren Bescheid mit einer inhaltlichen Rechtswidrigkeit. 


